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I. Beschlußempfehlung: 

Zustimmung mit folgenden Maßgaben:  

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

 

"§ 2 
 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(Gemeindeordnung -  GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 
796, BayRS 20201-1-I), geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 26.März1999 (GVBl S. 86), wird 
wie folgt geändert: 

 

1. In die Inhaltsübersicht wird folgender Art. 18b 
eingefügt: 

  "Art. 18b Bürgerantrag" 

2. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
"zu Gemeindeämtern wählbaren" ge-
strichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 
"wählbaren" gestrichen. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Wer die Übernahme eines Ehren-
amts ohne wichtigen Grund ab-
lehnt, kann mit Ordnungsgeld bis 
zu eintausend Deutsche Mark be-
legt werden." 

 

3. In Art. 20 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte "vom 
Gemeinderat" gestrichen. 

 

4. Art. 20a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "ähnlichen 
Organ" durch die Worte "sonstigen Organ 
oder Gremium" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 
"2Von der Gemeinde veranlasst sind auch 

Tätigkeiten, die von einem Unternehmen, 
an dem sie unmittelbar oder mittelbar 
ganz oder mehrheitlich beteiligt ist, ei-
nem ehrenamtlich tätigen Gemeindebür-
ger übertragen werden." 

 

c) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 
3 bis 5. 

 

5. In Art. 48 Abs. 2 wird das Wort "zweihundert" 
durch das Wort "fünfhundert" ersetzt. 

 

6. Art. 114 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Staatsregierung kann ferner, wenn sich 
der gesetzwidrige Zustand anders nicht be-
heben lässt, den Gemeinderat auflösen und 
dessen Neuwahl anordnen."" 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird eine neue Nummer 1 mit folgender Fas-
sung eingefügt: 

"1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art. 25a wird Art. 12a. 

b) Es wird folgender Art. 12b eingefügt: 
"Art. 12b Bürgerantrag" 
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c) Es wird folgender Art. 107 eingefügt: 
"Art. 107 Einwohnerzahl"" 

 

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 5 werden Num-
mern 2 bis 6. 

 

3. In § 7 Abs. 3 werden "§ 2 Nr. 3a" durch "§ 2 Nr. 4a" 
und "§ 3 Nr. 3a" durch "§ 3 Nr. 4a" ersetzt. 

 

 

 Berichterstatter:  Kreidl 
Mitberichterstatter: Volkmann 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß für 
Kommunale Fragen und Innere Sicherheit feder-
führend zugewiesen. 
Der Ausschuß für Bundes- und Europaangelegen-
heiten hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuß hat den Gesetzent-
wurf in seiner 23. Sitzung am 10. November 1999 
beraten und e i n s t i m m i g  mit den in I. enthalte-
nen Änderungen Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuß für Bundes- und Europaangelegen-
heiten hat den Gesetzentwurf in seiner 15. Sitzung 
am 30. November 1999 mitberaten und mit den 
Stimmen von CSU und SPD e i n s t i m m i g  Zu-
stimmung zur Beschlußempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses empfohlen. 

4. Der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf in seiner 18. 
Sitzung am 02. Dezember 1999 endberaten und 
e i n s t i m m i g  Zustimmung zur Beschlußempfeh-
lung des federführenden Ausschusses empfohlen 
mit der Maßgabe, daß in § 7 Abs. 1 als Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der 1. Januar 2000 eingefügt 
wird. 

Dr. Kempfler 
Vorsitzender 
 


